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Es hat sich aber noch ein drittermietrecht-
licher Schauplatz für die regierende Ampel-
Koalition aufgetan. Der Bundesrat hatte
bereits im Juni 2023 einenGesetzentwurf ver-
abschiedet, der das möblierte Wohnen regu-
liert. Er setzt bei der in § 556 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs (BGB) geregelten Mietpreis-
bremse (Mieterhöhung maximal 10% über

der ortsüblichen Ver-
gleichsmiete in ange-
spannten Märkten) an.
Die Bremse gilt zwar
auch für Wohnungen

mit Couch und Küchentisch. Doch Vermieter
können einen Zuschlag für Möblierung ver-
langen, der bislang nicht gesetzlich geregelt
ist und auch nicht im Vertrag ausgewiesen
werden muss. Der Entwurf will künftig Ver-
mieter verpflichten, sowohl die Nettokalt-
miete als auch den Möblierungszuschlag
„transparent“ auszuweisen. Der Möblie-
rungszuschlag soll auf 1% des Zeitwerts für
die Mietdauer begrenzt werden. Weiterhin
geht es um Kurzzeitvermietungen. Vermieter
sind da nicht an die Mietpreisbremse gebun-

Z wei imKoalitionsvertrag der Ampel
2021 vereinbarte mietrechtliche
Vorhaben haben im zuständigen
Bundesjustizministerium bereits

eine dicke Staubschicht angesetzt. Eine
Mischung aus Unwillen sowie einem sich
hinziehenden Deal mit der SPD zum Thema
Vorratsspeicherung wird von Beobachtern
als Grund vermutet, warum Bundesjustizmi-
nister Marco Buschmann (FDP) die entspre-
chenden Gesetzesvorlagen bislang nicht
anging: Es geht um die Verlängerung der
Mietpreisbremse über das Jahr 2025 hinaus
und das Absenken der Kappungsgrenze bei
Mieterhöhungen im Bestand von 15% auf
11% innerhalb von drei Jahren in angespann-
ten Mietmärkten.

Die Wohnimmobilienwirtschaft hält bei-
des für völlig verfehlt. Mieterverbände wie-
derum protestieren wegen des langen Hin-
haltens und boten bereits ironisch die Hilfe
ihrer Juristen an, „um zwei Zahlen zu
ändern“. Buschmann hatte sich auch wegen
der „vielen Krisen“ für „zu überlastet“ erklärt,
um die Gesetzesvorhaben anzupacken.

ImerstenQuartal 2024 aber soll es nun tat-
sächlich soweit sein, heißt es aus Regierungs-
kreisen. Die Bundestagswahlen sind im Sep-
tember 2025, angesichts der Langwierigkeit
von Gesetzesverfahren muss der Minister
nun loslegen. Ein Sprecher des Ministeriums
widerspricht nicht, übermittelt auf IZ-
Anfrage aber dazu noch folgendes Minister-
Zitat: „Ich stehe zum
Koalitionsvertrag. Ich
wünsche mir, dass das
alle anderen auch tun.
Dann muss niemand
Sorge haben, dass Dinge liegen bleiben.“ Die
Mietpreisbremse gelte ja noch bis Ende 2025
– insofern habe er bislang keine Eile gesehen.

Etwas anderes ist es aber mit der Kap-
pungsgrenzen-Absenkung auf 11%, auf die
der Minister erst gar nicht eingeht. Diese ist
neu und bedeutet deutliche Einbußen bei
den Mieteinnahmen für Wohnungsunter-
nehmen. Die profitieren zwar gerade von den
stark steigenden Mieten, sind aber der Mei-
nung, dass sie jeden Cent brauchen, damit
etwa der Bestand fit für die Zukunft werde.

den. Allerdings ist auch hier der entspre-
chende § 549 BGB schwammig, weil ohne
Zeitangabe. Deshalb sollen laut Entwurf auf
angespanntenMärkten Vertragslaufzeiten ab
sechs Monaten künftig nicht mehr als Kurz-
zeitvermietung gelten.

Hintergrund des Entwurfs ist das von vie-
len großen Städten empfundene Überhand-
nehmen dermöbliert angebotenenMietwoh-
nungen. Laut einer gerade veröffentlichten
Untersuchung von Immoscout 24 machten
möblierte Mietwohnungen in den Metropo-
len knappeinDrittel desGesamtangebots aus
und werden im Schnitt für 10 Euro/qm mehr
als üblich angeboten. Berlin ist mit 36,82
Euro/qm bei den möblierten Wohnungen
Spitzenreiter. Allerdings sind einige Ange-
bote mit Service wie
Conciergedienst ver-
knüpft. Frankfurt hat
mit einem Anteil von
41% die höchste Möb-
liertenquote im Wohnungsangebot. Nach
Ansicht des Bundesrats werde durch bisher
schwammige Regelungen in vielen Fällen die
Mietpreisbremse einfach unterlaufen.

Norbert Verbücheln, Geschäftsführer von
Mr. Lodge und Vorsitzender des Netzwerks
Wohnen auf Zeit (Zeitwohnwerk), bezweifelt
grundsätzlich den behaupteten hohen Anteil
des möblierten Wohnens am Mietangebot.
Da werde das Möblierte in der Wohnungs-
wirtschaft und die wachsende Anzahl an
gewerblichen Serviced Apartments einfach

zusammengeworfen, kritisiert er. Eine Regu-
lierung, die die Sparte praktisch enormbelas-
ten würde, sei gar nicht notwendig.

BeiMinister Buschmann findet er vermut-
lich ein offenes Ohr. Auf Anfrage verweist er
auf die im vergangenen Jahr bei Oxford Eco-
nomics in Auftrag gegebene Studie, die belegt
habe, „dass die Einführung der Mietpreis-
bremse nicht zu einer systematischen
Umwandlung von Leerwohnungen in möb-
lierteMietwohnungen geführt hat“. So viel zu
Wünschen bezüglich „Änderungen des Miet-
rechts, die über den Koalitionsvertrag
hinausgehen“. In ähnlich schlingernden Sät-
zen drückt sich der Minister auch in seiner
Stellungnahme zum Gesetzentwurf aus. Er
habe schongeprüft – siehe StudieOxfordEco-

nomics. Die sehe kein
Problem. Eventuell
prüfe er noch einmal.
Übersetzt könnte man
auch sagen: Der Minis-

ter will einfach nicht selbst aktiv werden beim
möblierten Wohnen.

Sanktionen sind in einem solchen Fall
nicht vorgesehen. Zu einer möglichen Eigen-
initiative hat sich ja auch der Bundestag bis-
lang nicht aufraffen können.

Die Prognosen für die gesamte Gemenge-
lage: Wohnungsanbieter werden in absehba-
rer Zeit mit einer abgesenkten Kappungs-
grenze rechnen müssen, neue Regelungen
fürs möblierte Wohnen werden wohl noch
lange dauern. Jutta Ochs

Buschmann geht die Kappungsgrenze an
Nach langem Zögern macht sich Bundesjustizminister Marco Buschmann (FDP)
daran, die im Koalitionsvertrag versprochene Verlängerung der Mietpreisbremse
sowie das Absenken der Kappungsgrenze umzusetzen. Die Beschränkung fürs
möblierte Wohnen, die der Bundesrat seit Juni 2023 in einem Gesetzentwurf
verlangt, sitzt der Minister hingegen aus.

Die Mietpreisbremse soll
verlängert werden

Der Bundesrat läuft beim
Möblierten ins Leere

N ach dem Einbruch im Wohnungsneu-
baugeschäft hatte die Bonava-Konzern-

zentrale in Schweden im September 2023
eineNeustrukturierungdes deutschenUnter-
nehmens mit Sitz in Fürstenwalde verfügt.
Konzernweit sollen Einsparungen von insge-
samt 87 Mio. Euro realisiert werden. Das
sollte vor allem durch die Streichung von 400
Stellen an den Standorten Schweden, Finn-
land und Deutschland geschehen. Bonava
Deutschland, Marktführer beim Neubau in
deutschen Metropolregionen, trifft es dabei
am härtesten. In Deutschland werden defini-
tiv 340 Mitarbeiter, also mehr als ein Drittel
der Beschäftigten, gehen müssen, teilte jetzt
Bonava mit. Geschäftsführung und Betriebs-
rat hätten ihre Verhandlungen mit einem
Interessenausgleich abgeschlossen.Kerndie-
ses Ausgleichs sei die „komplette Neuaufstel-
lung“ von Bonava in Deutschland, die im
Januar beginne und Ende 2024 abgeschlos-
sen sein soll. Im Zuge dessen werden die
340 Stellen abgebaut. Im September 2023 war
man von maximal 300 Stellen ausgegangen.
Sowohl der Geschäftsführung rund um
Sabine Helterhoff als auch dem Betriebsrat
sei es wichtig, dass der Abbau sozialverträg-
lich und mit möglichst wenigen betriebsbe-
dingten Kündigungen erreicht werde. Des-
halb seien ein „Freiwilligenprogramm“ und
ein Sozialplan vereinbart worden.

Bonava Deutschland betont zudem, dass
die neue Organisation „keine Auswirkung auf
die laufenden Bauprojekte hat“. Es würden
alle verkauften Häuser und Wohnungen fer-
tiggestellt. Und auch die Planungen und Vor-
bereitungen für neue Wohnbauprojekte lie-
fen unverändert weiter. Jutta Ochs

Entlassungen
bei Bonava
Der Eigenheim- und
Wohnungsbauer Bonava
Deutschland hat einen harten
Sparkurs vor sich. Wie jetzt
feststeht, werden 340 von etwa
1.000 Mitarbeitern entlassen.

Sechs Quartale in Folge sind die Angebots-
preise für Wohneigentum gesunken, jetzt
zeigt der Trend laut Institut für Wirtschaft
(IW) Köln erstmals wieder nach oben: Im
vierten Quartal 2023 seien Eigentumswoh-
nungen deutschlandweit um 0,8% und Häu-
ser um 0,6% teurer geworden. Die Immobi-
lienpreise dürften damit ihre Talsohle
erreicht haben, der Markt normalisiere sich,
so das Institut: „Der Sinkflug hat ein Ende.“
Das IW beruft sich in seinem künftig viertel-
jährlich erscheinenden Index auf die Auswer-
tung undGewichtung vonmehr als einerMil-
lion Inserate. Zu ähnlichenBewertungen sind
bereits mehrere Immobilienplattformen und
Maklerhäuser gekommen. Bei den Mietprei-
sen zeigt der Trend viel stärker und ungebro-
chen nach oben. Laut IW sind sie im vierten
Quartal 2023 im Jahresvergleich deutsch-
landweit um 5,3% angewachsen. Jutta Ochs

Wohnpreise gehen
nicht mehr runter
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